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Nr. 104 Ministerbesprechung vom 15. August 1932, 16.30 Uhr

R 43-I/1457, S. 289–306

Anwesend: v. Papen, v. Neurath, v. Gayl, Graf Schwerin v. Krosigk, Warmbold, Schäffer, Gürtner, v. 
Schleicher, v. Eltz-Rübenach, v. Braun; RKomPrIMin. Bracht; StS Planck; MinDir. v. Kaufmann-Asser; 
ORegR Thomsen; Protokoll: MinR Vogels (Punkt 1, 4–7), Feßler (Punkt 2 und 3).

Beginn: 16:30

[Tagesordnung]

1. Politische Lage.

2. Aktien-Paket Gelsenkirchen.

3. Beschickung der Ostmesse in Königsberg/Pr..

4. Außerhalb der Tagesordnung: Verwaltungsreform im Reich und in Preußen.

5. Teilnahme von Beamten der Reichsverwaltungen in Dienstkleidung an politischen Versamm
lungen.

6. Außerhalb der Tagesordnung: Zurverfügungstellung des Flughafens Tempelhof für das Front
soldatentreffen am 4. September d.Js.

7. Personalsache, Generalkonsul Schlesinger. […]

1. Politische Lage.

Der  Reichskanzler  berichtete über die Ereignisse vom Sonnabend, dem 13.  August 1932. Herr 
Hitler habe sich am Vormittag dieses Tages zunächst mit dem Reichswehrminister ausgesprochen. 
Anschließend sei er in der Reichskanzlei gewesen, wo er mit ihm 1½ Stunden verhandelt habe 1. 
Hitler habe an der Tätigkeit des jetzigen Kabinetts starke Kritik geübt, insbesondere habe er erklärt, 
daß die Art und Weise, wie die Regierung das alte System bekämpfe, grundfalsch sei. Infolgedessen 
sei es möglich gewesen, daß die marxistischen Parteien bei der Reichstagswahl einen Stimmenzu
wachs von 3 Millionen erzielt hätten. Man müsse diese sogenannten Systemparteien mit Feuer und 
Schwert ausrotten und dürfe dabei auch nicht vor Blutvergießen zurückschrecken. Das lehre die 
Geschichte. Er selbst habe sich die Vernichtung der marxistischen Parteien zum Lebensziel gesetzt. 
Darum müsse er auch die Führung der Regierungsgeschäfte in vollem Umfange für sich beanspru

1 Aufzeichnungen über diese Verhandlungen nicht ermittelt. Zur Besprechung Papens mit Hitler s. den Schlußteil des amtl. 
Kommuniqués vom 13. 8. (Anm. 5 zu Dok. Nr. 101).
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chen. Denn er könne nur nach seinen Methoden regieren. Er habe insbesondere auf das italienische 
Beispiel Bezug genommen und erklärt, der König von Italien habe Mussolini nach seinem Marsch auf 
Rom auch nicht nur den Vizekanzlerposten angeboten, habe ihm vielmehr die ganze Macht über
antwortet 2. Um Hitler von seinen Gedankengängen abzubringen, habe er seine ganze Überredungs
kunst angewandt. Er habe ihn an die früheren Zusicherungen erinnert, das jetzige Kabinett auch 
nach den Wahlen tolerieren zu wollen. Hitler habe aber wiederholt erklärt, daß eine Tolerierungs
politik seitens der Nationalsozialisten nicht in Frage kommen könne, vielmehr komme für die Natio
nalsozialisten nur die Übernahme der ganzen Macht in Frage. In der weiteren Aussprache sei er mit 
seinem Entgegenkommen über die ihm vom Herrn Reichspräsidenten erteilten Vollmachten sogar 
noch hinausgegangen. Der Herr Reichspräsident habe ihn nämlich nicht autorisiert gehabt, Hitler den 
Vizekanzlerposten anzubieten. Er habe dies Angebot an Hitler auf eigene Verantwortung gemacht, in 
der Hoffnung, dies dem Herrn Reichspräsidenten gegenüber nachträglich rechtfertigen zu können. 
Schließlich sei er sogar so weit gegangen, Herrn Hitler zu erklären, daß er keineswegs zögern würde, 
den Kanzlerposten freizumachen, sofern sich nach einigen Wochen Vizekanzlerschaft Hitlers heraus
stellen sollte, daß er wirklich der Mann sei, den wesentlichsten Teil der Staatsführung in die Hand zu 
nehmen. Als er auf diesem Wege mit Hitler nicht weitergekommen sei, habe er ihm nahegelegt, dem 
Kabinett selbst fernzubleiben, dafür aber andere Männer seiner Bewegung in das Kabinett zu tole
rieren. Darauf habe Hitler geantwortet, daß keiner seiner Leute dazu bereit sein würde. Nach dem 
negativen Abschluß der Besprechung habe Hitler gemeint, daß es wohl überflüssig sei, daß er noch 
zu dem Herrn Reichspräsidenten gehe. Es habe doch wenig Sinn, sich mit dem Herrn Reichspräsi
denten noch zu zanken. Darauf habe er aber nachdrücklich erwidert, daß eine solche Unterlassung 
vor dem deutschen Volk nicht vertreten werden könne. Zudem sei er, der Reichskanzler, auch gar 
nicht in der Lage, das letzte entscheidende Wort zu sprechen. Dies könne nur der Herr Reichsprä
sident selbst tun. Von diesem müsse Hitler die Entscheidung selbst hören. Darauf habe Hitler sich 
dann entschlossen, am Nachmittag bei dem Herrn Reichspräsidenten zu erscheinen. Unmittelbar 
nach diesem Besuch habe Hitler ihm, dem Reichskanzler, große Vorwürfe gemacht und gemeint, es 
sei doch unnötig gewesen, ihn in diese Situation zu bringen 3.
Der Herr Reichskanzler schilderte sodann auch kurz den Verlauf der Aussprache, die am Nachmittag 
des 13. zwischen dem Herrn Reichspräsidenten, ihm, dem Reichskanzler, Staatssekretär Meissner 
einerseits, Herrn Hitler, Herrn Reichstagsabgeordneten Frick und Herrn Hauptmann a. D. Röhm 
andererseits stattgefunden habe. Hierüber liegt eine besondere Aufzeichnung von Staatssekretär 
Dr.   Meissner vor 4. Nach dieser Aussprache sei eine amtliche Verlautbarung herausgegeben 5, die 
den Herren bekannt sei. Erwähnen wolle er nur noch, daß der Herr Reichspräsident Herrn Hitler 
nachdrücklich erklärt habe, daß er irgendwelche illegalen Akte, die sich in Zukunft ereignen sollten, 
mit den staatlichen Machtmitteln rücksichtslos niederschlagen werde. Von Seiten der Nationalso
zialisten sei am Abend des 13. August eine Führertagung veranstaltet worden. Durch vertrauliche 
Mitteilung sei bekannt geworden, daß etwa 90% der Versammlungsteilnehmer sich für sofortiges 

2 In diesem Zusammenhang „VB“ am 21./22.8.32: Hitler habe in einem „Interview mit dem Vertreter eines amerikanischen Nach
richtenbüros“ (19. 8. ?), nochmals auf die „Auseinandersetzungen über die Regierungsverhandlungen“ eingehend, u.a. erklärt: 
„Der Hinweis auf Mussolini ist niemals im Zusammenhang mit der Frage der Regierungsumbildung gefallen und ist vollkommen 
falsch wiedergegeben worden. Daß die Nationalsozialisten die ganze Macht niemals verlangt haben, geht aus der Tatsache hervor, 
daß sie das Reichswehrministerium niemals gefordert hatten. Was die Tolerierung der gegenwärtigen Regierung anbetrifft, so 
habe er niemals versprochen, sie unter allen Umständen zu tolerieren oder zu unterstützen. Er habe lediglich versprochen, die 
Regierung solange zu unterstützen, als die Nationalsozialisten deren innere und auswärtige Politik würden billigen können.“ Und 
weiter: „Warum sollte ich auf Berlin marschieren? Ich bin ja schon dort. Die Frage ist nicht, wer auf Berlin marschieren wird, 
sondern vielmehr, wer aus Berlin herauszumarschieren haben wird. Die SA ist die denkbar bestdisziplinierte Organisation, die es 
gibt; einen illegalen Marsch wird sie nicht unternehmen.“

3 Vgl dazu Dok.  Nr.  102.
4 Dok.  Nr.  101.
5 Anm. 5 zu Dok. Nr. 101.
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Losschlagen ausgesprochen hätten. Herr Hitler und Herr Röhm hätten sich diesen Beschlüssen aber 
widersetzt 6. Hitler selbst sei noch am Sonnabend [13. 8.] aus Berlin abgereist.
Der Ausgang der Besprechung vom 13. August sei ein Ereignis von großer Tragweite. Es bleibe nach 
wie vor notwendig, die nationalsozialistische Bewegung als tragenden Faktor an den Staat heran
zubringen. Aber den Nationalsozialisten den Staat ohne Möglichkeit einer Kontrolle auszuliefern, 
sei unmöglich und Hitler, der in seiner Partei stets nur die Rolle des Osaf 7 gespielt habe, werde 
eine Kontrolle auch kaum noch ertragen können. Ebenso würde er sich auf die Dauer von der Wehr
macht unabhängig gemacht haben. Die Entscheidung sei nunmehr gefallen. Das Kabinett müsse die 
geschaffene Lage unter allen Umständen meistern. Das überparteiliche Präsidialkabinett müsse nach 
unten, d. h. nach dem Volke hin, verankert werden. Dieses Ziel könne und müsse gelingen. Wenn 
die Regierung planmäßig an dieser Linie festhalte, werde sie auch bald eine größere Gefolgschaft 
haben als heute. Insbesondere müsse man auch daran denken, die Jugend zu erfassen. Vielleicht 
werde es nötig sein, auf dem Wege zur Arbeitsdienstpflicht noch etwas weiter zu gehen. Ferner dürfe 
man auch hoffen, daß von Seiten des Stahlhelms eine willkommene Unterstützung geleistet werde. 
Diese Organisation habe sich von der Politik freigemacht und sei jetzt in Wahrheit überparteilich 8. 
Ferner werde es für ein erfolgreiches Arbeiten der Regierung unerläßlich sein, die Presseabteilung 
der Reichsregierung zu reorganisieren und sie zu einem erstklassigen Institut nicht nur zur Verteidi
gung, sondern auch zur positiven Förderung der Regierungsarbeit auszugestalten 9. Die Kernfrage 
der Regierungsaufgabe bleibe die Wiedereinstellung von 2 Millionen Arbeitslosen in den Arbeits
prozeß. Das Motto der Regierung müsse lauten: Handeln, Handeln, Handeln.
Der  Reichswehrminister  führte aus, daß er durch das Ergebnis der Besprechungen vom 13. nicht 
überrascht worden sei. Er hätte diesen Ausgang kommen sehen. Es komme jetzt alles darauf an, 
sich taktisch so zu verhalten, daß der Gegner im Unrecht bleibe. Die Geschichte aller Bürgerkriege 
habe gelehrt, daß der Angreifer stets im Unrecht geblieben sei. Zweifellos sei die Überforderung der 

6 Über eine solche Führertagung nichts ermittelt. – Zu den Vorgängen in der Berliner SA hatte Goebbels unter dem 9. 8. in seinem 
Tagebuch notiert: „Hanke reist aus Berlin an. Kommt gleich nach Berchtesgaden. SA macht Dummheiten. Abends erstattet er 
Bericht. Helldorf hat große Pläne entwickelt. Da muß entgegengewirkt werden. Wir halten Hitler Vortrag. […] Morgen wird Röhm 
instruiert. […] Wir müssen jetzt sehr klug sein.“ (NL Goebbels – Tagebuch –, Nr. 6). – In einem vermutlich für die Dienatag (Dienst 
nationaler Tageszeitungen, Berlin) gefertigten „Informationsbericht“ vom 9.8.32 (Unterschrift: Kausch) hieß es u. a.: „Gerade 
die Vorgänge in der SA Berlin-Brandenburg zeigen, wie weit bereits die Unterführer der Hand des Parteiführers entglitten sind. 
Bekanntlich ist die SA in Berlin-Brandenburg, wie auch vom Reichswehrministerium nicht bestritten wird, in einem gewissen 
Alarmzustand. Die Bendlerstraße sieht darin zwar keine Beunruhigung, sondern sie unterstellt vorläufig den Unterführern, daß 
sie mit der Zusammenziehung nur erreichen wollen, daß die SA in diesem Bezirk unter strenger Aufsicht stünde. Wenn man auch 
diesen Argumenten folgen darf, so ist andererseits der Druck auf Hitler für die Verhandlungen am Donnerstag [11. 8.] und Freitag 
ohne Zweifel gegeben.“ (Sammlung Brammer, ZSg. 101/25, Bl. 246). Zwei Tage später Kausch in einem weiteren, wohl eben
falls für die Dienatag verfaßten Bericht („Vertrauliche Information“, 11. 8.): „Wie ich absolut zuverlässig erfahre, ist die Berliner 
SA und SS für heute abend von der Gauleitung in den höchsten Alarmzustand versetzt worden. Sämtliche SA-Mitglieder ohne 
Ausnahme und ohne Berücksichtigung ihrer beruflichen Stellung hatten sich in den Abendstunden in ihren SA-Lokalen bezw. SA-
Heimen zu versammeln mit großer Verpflegung, Rasierzeug usw. Die SA und SS-Berlin wird noch heute abend Berlin verlassen, 
um von mehreren Orten außerhalbs entweder am Freitagmittag oder am Sonnabendmittag nach der Ernennung Hitlers zum 
Reichskanzler ihm einen triumphalen Einzug zu bereiten.“ (Ebd., Bl. 248). – Dagegen Goebbels in seinem Tagebuch am 11. 8.: 
„SA wird um Berlin zusammengezogen. Macht die Herren sehr nervös. Das ist der Zweck der Übung. Sie werden schon nach
geben.“ (NL Goebbels – Tagebuch, Nr. 6).

7 Oberster SA-Führer.
8 Zur politischen Entwicklung des Stahlhelm nach den schweren inneren Auseinandersetzungen im Zusammenhang der Reichs

präsidentenwahl 1932 vgl. Klotzbücher, Der politische Weg des Stahlhelm, S. 254 ff.; Berghahn, Der Stahlhelm, Bund der Front
soldaten, S. 219 ff. – In dem „Treugelöbnis“ der am 4.9.32 auf dem Tempelhofer Felde (Berlin) aufmarschierten 200 000 Stahl
helmer finden sich die Worte: „Der Stahlhelm […] ist keine Partei, er kämpft nicht für sich, sondern für Deutschland. […] Keine 
Partei, keine Klasse, keine Interessengruppe – das ganze Deutschland soll es sein, dem wir dienen.“ (Erinnerungsschrift zum 13. 
Frontsoldatentag, Berlin 2.–4.9.32, Aktenexemplar in R 43-II/828, Bl. 27–39).

9 Der Pressechef der RReg. v.  Kaufmann-Asser wurde am 17. 8. in den einstw. Ruhestand versetzt (Abschrift der Urkunde des 
RPräs. in R 43-I/3121, Bl. 19). Zu seinem Nachfolger ernannte Hindenburg durch Urkunde vom gleichen Tage (Abschrift in R 43-
I/3241, Bl. 9) den bisherigen Leiter der Presseabteilung im RWeMin., Major Marcks. – Pünder (Politik in der Reichskanzlei, S. 142) 
vermerkte dazu unter dem 18.8.32: „Die Berufung des Majors Marcks zum Pressechef ist das Werk von Planck, der ja sein Freund 
ist. Mit von Kaufmann sei es nicht gut gegangen, da er für Innenpolitik zu wenig Verständnis habe. Man sei in großem Frieden 
geschieden.“
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Nationalsozialisten ein großes Unrecht. Zunächst stehe die Regierung vor dem Problem, wie sie sich 
taktisch mit dem Reichstag auseinanderzusetzen habe. Er sehe zwei Möglichkeiten.
Entweder könne man den Reichstag zusammenkommen lassen und dann feststellen, daß eine Mehr
heitsbildung zu Gunsten der Regierung in ihm nicht möglich sei, oder man erkläre schon vorher, daß 
der Zusammentritt des Reichstages zwecklos sei. Der erstere Weg sei insofern gefährlich, als es nach 
dem Zusammentritt des Reichstags dazu kommen könne, daß eine oder mehrere der wesentlichsten 
Notverordnungen aufgehoben werden. Die Gefahr, daß unter Umgehung der jetzigen Regierung eine 
andere Koalition zustande komme, bestehe wohl nicht. Man könne sich nach dieser Richtung auf 
die Zusicherung Hitlers wohl verlassen, daß er mit anderen Parteien nicht zusammengehen werde. 
Wenn man davon absehen wolle, den Reichstag zusammentreten zu lassen, könne man dies nur 
damit begründen, daß durch Äußerungen der Parteien einwandfrei feststehe, daß eine Mehrheit im 
Reichstag nicht zustande kommen könne und daß an eine Mehrheitsbildung in absehbarer Zeit auch 
nicht gedacht werden könne. Zu diesem Zweck müsse man schon jetzt planmäßig darauf ausgehen, 
Unterlagen für eine derartige Argumentierung zu sammeln 10. Das gegenwärtige Kabinett könne nur 
dadurch seine Existenz erhärten, daß es durch Leistungen eine Stimmung im Volke schaffe, die das 
Kabinett trägt. Auch bei den Nationalsozialisten gäbe es weite Kreise, denen es nur darauf ankomme, 
daß etwas geleistet werde, und die nur im Interesse positiver Regierungshandlungen der national
sozialistischen Bewegung sich angeschlossen hätten.
Er halte es auch für besonders wichtig, daß auch die deutsche Außenpolitik sich stark nach den 
innerpolitischen Bedürfnissen richte. Außenpolitisch dürfe nichts geschehen, was vom Volk als nicht 
national empfunden werde. Eine derartige Außenpolitik werde allerdings sehr schwierig sein. Er halte 
es für wichtig, daß die Außenpolitik im Kabinett mehr erörtert würde als es bisher der Fall gewesen 
sei.
Der  Reichsminister des Innern  schloß sich hinsichtlich der Beurteilung der historischen Bedeutung 
der Besprechungen vom 13. August der Auffassung des Reichskanzlers und des Reichswehrminis
ters an. Darum müsse das Kabinett an dem eingeschlagenen Weg tatkräftig festhalten. Mit dem 
Parlamentarismus sei es auf absehbare Zeit vorbei. Dem Reichstag gegenüber müsse das Kabinett 
sich zunächst auf den Standpunkt stellen, daß es auf eine Mehrheitsbildung, die ihm ständig zur 
Verfügung steht, keinen Wert legt. Gleichwohl halte er es für nötig, alsbald mit den Fraktionsfüh
rern Fühlung aufzunehmen. Man müsse ihnen sagen, welche großen gesetzgeberischen Aufgaben 
die Reichsregierung vorhabe und welche Vorlagen zu diesem Zweck in Vorbereitung seien. Über den 
wesentlichen Inhalt dieser Vorlagen müsse man die Vertrauensleute der Parteien sobald als möglich 
unterrichten, damit möglichst frühzeitig eine Klärung der Auffassungen der Parteien herbeigeführt 
werde. Damit werde man alles getan haben, um in Zukunft weiterarbeiten zu könnnen. Der Bevölke
rung müsse man durch die Vorverhandlungen vordemonstrieren, daß ein ersprießliches Zusammen
arbeiten der Regierung mit dem Parlament unmöglich sei, daß die Regierung mit den Parteien nicht 
auskommen könne. Über die Frage etwaiger Neuwahlen wolle er jetzt nicht sprechen. Der national
sozialistischen Politik begegne man am besten dadurch, daß man den Teil der nationalsozialistischen 
Wünsche, die berechtigt seien, erfülle. Dazu gehöre insbesondere das Gebiet des Abbaus der über
höhten Zinsen (Abbau der Zinsknechtschaft). Ferner müsse man der Landwirtschaft einen erhöhten 
Schutz angedeihen lassen. Auch nach dieser Richtung gäbe es noch eine Reihe von Möglichkeiten. 
Die Bemerkungen des Herrn Reichskanzlers über die Notwendigkeit einer Reorganisation der Pres
seabteilung unterstütze auch er. Darüber hinaus müsse man auch die Reichszentrale für Heimat
dienst aktiver für die Politik der Reichsregierung nutzbar machen.
Der  Reichsarbeitsminister  führte aus, daß sich das Kabinett heute, nachdem die Aussprache mit 
den Nationalsozialisten stattgefunden habe, etwas freier fühlen könne als in der vorigen Woche. 
Er sprach dem Herrn Reichskanzler für die Art, wie er die Interessen des Kabinetts in den Bespre

10 Vgl. Anm. 11 zu Dok. Nr. 141.
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chungen vertreten habe, seinen besonderen Dank aus. Von jetzt ab gehöre das Kabinett enger denn 
je zusammen. Jedes der Kabinettsmitglieder müsse nach Möglichkeit die Aufgaben der anderen 
Ressortchefs erleichtern. Für ihn stünden soziale und sozialwirtschaftliche Fragen im Vordergrund. 
Zu ihrer Lösung sei er im besonderen Maße auf die Unterstützung der übrigen Kabinettsmitglieder 
angewiesen. Er machte sodann einige Ausführungen darüber, wie er sich für die nächste Zukunft die 
Gestaltung der Tarif- und Preispolitik denkt.
Der  Reichsminister der Finanzen  erinnerte zunächst an seine Ausführungen in der letzten Minister
besprechung, durch die er dargelegt hatte, wie wertvoll es sei, die Nationalsozialisten zur Mitverant
wortung an den Regierungsaufgaben heranzuziehen 11. Nachdem sich nunmehr aber herausgestellt 
habe, daß dies unmöglich sei, könne er nur dem Reichskanzler darin zustimmen, daß das jetzige 
Kabinett unbedingt handeln müsse. In der Wirtschaft traue sich niemand etwas zu unternehmen, 
weil er kein Vertrauen zum Bestande der innerpolitischen Ruhe habe. Darum komme es in erster Linie 
darauf an, durch ruhige feste Regierungshandlungen den Eindruck zu erwecken, daß man gewillt 
sei, auf Jahre hinaus die Geschäfte in der Hand zu behalten und sie zu fördern. Die öffentliche 
Hand müsse entschlossen mit der freien Wirtschaft mitgehen. Ohne ein derartiges Mitgehen und 
Mitwirken werde man die Wirtschaft nicht vorwärtsbringen. Sehr zu begrüßen werde es sein, wenn 
der Reichskanzler selbst die maßgebenden Faktoren der Wirtschaft zu einer Aussprache zu sich bitte, 
um mit ihnen die Lage zu besprechen und um ihnen auseinanderzusetzen, daß es um den Bestand 
der Wirtschaft selbst gehe, wenn man sich nicht aufraffe und tatkräftig handele. Es sei im gegenwär
tigen Augenblick nicht das wichtigste, daß alles, was geschehe, unbedingt richtig sei, wichtiger noch 
sei es, daß man überhaupt etwas tue. Man müsse erkennen, daß die Regierung einen festen Willen 
habe und daß sie entschlossen sei, sich hinter die Wirtschaft zu stellen.
Der  Reichskanzler  erklärte, daß er zu der von dem Reichsminister der Finanzen angeregten 
Aussprache mit den Spitzenvertretern der Wirtschaft durchaus bereit sei 12.
Der  Reichswirtschaftsminister  führte aus, daß er als vordringlichste Aufgabe der Reichsregierung 
ansehe
1. die Lösung des Arbeitslosenproblems,
2. die Inangriffnahme einer neuen Kreditpolitik.
Die zweite Frage sei zweifellos am weitesten im Rückstand. Sie müsse daher in erster Linie gefördert 
werden, da sonst jedes Wirtschaftsprogramm sofort am Ende sei. Er entwickelte sodann in großen 
Zügen, daß es ausschlaggebend darauf ankomme, die Produktion zu steigern, ohne die Produktions
kosten zu erhöhen. Die Tarifpolitik müsse weiter gelockert und die Höhe der Zinsen weiter herab
gemindert werden.
Ferner sei es unerläßlich, die Politik der Notenbank neu einzustellen. Voraussetzung hierfür sei, daß 
während eines längeren Zeitraums Tarife, Löhne und Gehälter nicht gesteigert würden und daß die 
Devisenlage so geregelt werde, daß man in absehbarer Zeit nicht zu Repartierungen komme. Spätes
tens bis Anfang September müsse man mit den neuen Plänen fertig sein.
Der  Reichskanzler  erklärte sich bereit, die von dem Reichswirtschaftsminister angeschnittenen 
Fragen in den nächsten Tagen in Einzelbesprechungen mit den unmittelbar beteiligten Herren weiter 
zu vertiefen.
Der  Reichsverkehrsminister  machte Ausführungen über die bestehenden Möglichkeiten der Betei
ligung der Reichsbahn und der Reichspost an dem weiteren Arbeitsbeschaffungsprogramm 13. Er 
meinte, daß man die Erwartungen bezüglich der Reichsbahn nicht zu hoch anschlagen dürfe, da 
die Reichsbahn täglich mehr Geld ausgebe wie sie einnehme. Bei der Reichspost seien die Verhält
nisse zur Zeit etwas besser, immerhin würden aber weitere Investierungen in Neuanlagen die Ablie
ferungen der Reichspost an das Reich gefährden.

11 Dok.  Nr.  99, P. 2.
12 Vgl. Dok.  Nr.  111.
13 Näheres dazu in Anm.  6 und 7 zu Dok.  Nr.  77.
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Gegen die Anregung des Reichsministers des Innern, schon in nächster Zukunft mit den politischen 
Parteien über die in Vorbereitung befindlichen Vorlagen der Reichsregierung zu verhandeln, äußerte 
er Bedenken. Er befürchtete, daß die Parteien diese Verhandlungen dazu benutzen würden, der 
Reichsregierung ihrerseits Vorschläge näherzubringen, die von den Parteien selbst betrieben werden, 
die aber für die Reichsregierung indiskutabel seien. Er halte es daher für richtiger, den Reichstag 
sobald wie möglich wieder nach Hause zu schicken.
Der  Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft  schloß sich den Ausführungen des Reichs
wirtschaftsministers an. Er betonte, daß auch für ihn die Neugestaltung der Kreditpolitik im Vorder
grunde stehe. Besonders vordringlich sei die Neuordnung der Zinsfrage und ferner die Ausarbeitung 
einer Kontingentierungspolitik für die Einfuhr. Im einzelnen werde man in späteren Besprechungen 
sich näher darüber unterhalten müssen.
Gegen den Vorschlag des Reichsministers des Innern, mit den Parteien zu verhandeln, äußerte auch 
er Bedenken. Er meinte, daß man im Volk für derartige Verhandlungen wenig Verständnis haben 
würde und empfahl daher, von derartigen Verhandlungen Abstand zu nehmen. Für wesentlich wich
tiger halte er es, sich über die zukünftige Gestaltung der Dinge in Preußen Gedanken zu machen. 
Hierzu bemerkte der  Reichskanzler  daß er wegen der Gestaltung der Dinge in Preußen mit dem 
Zentrum Fühlung genommen habe. Er habe aus der Besprechung mit dem Vertreter des Zentrums, 
Staatspräsident Bolz, den Eindruck gewonnen, daß eine Einigung des Zentrums mit den Natio           
nalsozialisten über die Besetzung des Ministerpräsidentenpostens in Preußen wohl nicht zustande 
kommen werde 14.

2. Aktien-Paket Gelsenkirchen 15.

Der  Reichswirtschaftsminister  schlug vor, durch den Mitinhaber der Firma Hardy & Co., von 
Flotow, die finanzielle Lage von Gelsenkirchen in persönlichen Besprechungen mit dem Vorstand 
der Gesellschaft sowie des Stahlvereins und den zuständigen Aufsichtsratsmitgliedern dieser Unter
nehmungen eingehend klären zu lassen. Vom Ergebnis soll es abhängen, ob das Aktienpaket, das 
sich in den Händen der Dresdner Bank befindet und für das Reich gesperrt ist, mit dem Paket verei
nigt werden soll, das von der Firma Hardy & Co. für das Reich verwaltet wird. Durch diese Verei
nigung würde das Reich die Mehrheit der Stimmen in der Generalversammlung von Gelsenkirchen 
erlangen. Das wäre jedoch nur von Vorteil, wenn die Lage der Gesellschaft nicht ungünstig ist; ande
renfalls würde das Reich, insbesondere wegen der Auslandsschulden, als Mehrheitsbesitzer zweck
mäßig nicht in die Erscheinung treten.
Der  Reichswehrminister  erklärte sich mit dem Vorschlage des Reichswirtschaftsministers unter der 
Voraussetzung einverstanden, daß dadurch den grundsätzlichen Entscheidungen über die Beteili
gung des Reichs an wirtschaftlichen Unternehmungen nicht vorgegriffen wird.
Auf Anfrage des  Reichskanzlers  erklärte der  Reichsminister der Finanzen  daß über die Gehälter der 
Gesellschaften, an denen das Reich ausschlaggebend beteiligt ist, Nachprüfungen stattfinden. Vor 
Maßnahmen in dieser Hinsicht werde das Ergebnis abgewartet werden müssen. Der Reichskanzler 
wünschte wegen der zu erwartenden psychologischen Wirkung, daß sobald wie möglich in diese 
Verhältnisse Ordnung gebracht werde.
Im übrigen war das Kabinett mit dem Antrage des Reichswirtschaftsministers einverstanden.

14 Vermutlich handelt es sich hierbei um die Besprechung Papens mit den Zentrumspolitikern Joos und Bolz am 11. 8. Vgl. dazu 
Anm. 8 zu Dok. Nr. 99.

15 Zum Sachverhalt s. (u. a.) Dok.  Nr.  33; 44; 61.
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3. Beschickung der Ostmesse in Königsberg/Pr. 16.

Der  Reichsminister des Innern  erklärte sich bereit, die Reichsregierung bei der Eröffnung der 
Ostmesse zu vertreten. Er hielt es für zweckmäßig, wenn die Preußische Staatsregierung durch den 
Stellvertreter des Reichskommissars, Staatssekretär Dr.   Bracht, ebenfalls vertreten wäre.
Staatssekretär 17 Dr.    Bracht war gleicher Auffassung, zumal er es für zweckmäßig hielt, daß er 
als Vertreter des Westens bei dieser Gelegenheit im Osten erscheine und gleichzeitig in persönli
chen Besprechungen mit den preußischen Regierungsstellen der Provinz die dortige Lage behandeln 
könnte. Er berichtete auf einen Hinweis des Reichsministers des Auswärtigen über einen Zwischen
fall, der sich in der russischen Handelsvertretung durch Eingreifen der Polizei abgespielt habe. Die 
Polizei habe beabsichtigt, bei dem Kommunistenführer eine Haussuchung zu halten, der in einer der 
vier Wohnungen hause, die sich in der Russischen Handelsvertretung in Königsberg befinden. Kaum 
habe der Polizeibeamte Eintritt begehrt, als bereits der russische Generalkonsul, der eine andere 
Wohnung in diesem Hause innehabe, ihn mit äußerster Schärfe weggewiesen habe. Bedauerlicher
weise habe sich der Polizeibeamte einschüchtern lassen und sei unverrichteter Sache gegangen. Er 
werde ihm bedeuten, daß dies nicht die richtige Auffassung seiner Verpflichtungen gezeigt habe, und 
werde das Material für Vorstellungen bei der Russischen Regierung dem Auswärtigen Amt alsbald 
mitteilen.
Im übrigen habe die Polizei gegen die Kommunisten so stichhaltiges Material gebracht, daß nötigen
falls ein Verbot der Partei begründet sei. Der Rote Frontkämpferbund bestehe weiter 18. In Schnei
demühl sei ein wohl durchdachter Plan für einen Aufmarsch nach Berlin gefunden worden.
[…]

4. Außerhalb der Tagesordnung: Verwaltungsreform im Reich und in Preußen.

Der  Reichskanzler  berichtete, daß in einer Sitzung des Preußischen Staatsministeriums die Frage 
der Verwaltungsreform im Reich und in Preußen erörtert worden sei 19. Dabei sei übereinstimmend 
die Meinung geäußert worden, daß man jetzt sowohl im Reich wie in Preußen ganze Arbeit leisten 
müsse. Im Preußischen Staatsministerium werde systematisch Material zu der Frage gesammelt, 
welche Verwaltungsstellen in Zukunft wegfallen könnten, insbesondere darüber, welche Aufgaben, 
die bisher im Reich und in Preußen doppelt bearbeitet wurden, in Zukunft nur von einer Stelle wahr
genommen werden können. Es wurde beschlossen, daß die Reichsressorts sich in dieser Frage mit 
den preußischen Stellen in Verbindung setzen sollen. Falls es bei diesen Verhandlungen nicht zu 
einer Einigung kommen sollte, sollen die Differenzpunkte im Reichskabinett demnächst zur Sprache 
gebracht werden. Anträge und Anregungen kleinerer Länder auf Zusammenlegung von Teilen ihrer 
Verwaltungen mit Preußen sollen zögerlich behandelt werden, bis die Neuregelung der Verhältnisse 
in Preußen dem Abschluß näher gebracht ist 20.

16 Das Messeamt Königsberg Pr. hatte den RK mit Schreiben vom 6. 8. zum Besuch der 20. Deutschen Ostmesse (21.–24. 8.) einge
laden und weiter erklärt: Die Anwesenheit des RK in Königsberg würde den Bestrebungen des Messeamts, den Absatz dt. Waren 
„nach den osteuropäischen Ländern zu steigern“, außerordentlich förderlich sein (R 43-I/1183, Bl. 348).

17 Richtig: Reichskommissar.
18 Der Rote Frontkämpferbund (RFB), im Juli 1924 gegr. Wehrverband der KPD, war 1929 (einschl. der Roten Jungfront und der 

Roten Marine) aufgelöst worden, und zwar zunächst in Preußen durch Verfügung des Innenministers vom 3.5.29 (Ranz. vom 
7.5.29; MinBlPriV 1929, S. 399).

19 Vgl. Dok.  Nr.  96, P. 1.
20 Zum Fortgang s. Dok.  Nr.  106, P. 4.
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5. Teilnahme von Beamten der Reichsverwaltungen in Dienstkleidung an politischen Versamm
lungen 21.

Der  Reichsminister des Innern  erklärte, die Prüfung der Frage habe ergeben, daß keinerlei beamten
rechtliche Hindernisse entgegenstehen, ein Verbot zu erlassen, durch das allen Beamten die Teil
nahme an politischen Veranstaltungen in Uniform versagt wird. Er sei bereit, ein solches Verbot zu 
erlassen mit dem Zusatz, daß in Fällen, in denen fraglich ist, ob eine Veranstaltung politisch ist oder 
nicht, die Entscheidung der vorgesetzten Dienststelle einzuholen ist. Es empfehle sich jedoch, vor 
dem Erlaß eines solchen Verbots zuvor über den Reichsverkehrsminister mit der Reichsbahn-Gesell
schaft ins Benehmen zu treten, um sicherzustellen, daß die Reichsbahn-Gesellschaft bereit ist, ein 
entsprechendes Verbot auch für die Reichsbahnbeamten zu erlassen 22.
Das Kabinett beschloß dementsprechend 23.

6. Außerhalb der Tagesordnung: Zurverfügungstellung des Flughafens Tempelhof für das Front
soldatentreffen am 4. September d.Js.

Der  Reichsverkehrsminister  trug vor, daß die Leitung des Stahlhelms angefragt habe, ob der Flug
hafen Tempelhof für den Aufmarsch der Frontsoldaten am Sonntag, dem 4. September, zur Verfü
gung gestellt werden könne. Der Platz gehöre der Flughafen G.m.b.H., die entscheidende Stelle sei 
der Aufsichtsrat der Gesellschaft. In diesem Aufsichtsrat sei das Reich, Preußen und die Stadt Berlin 
durch eine Anzahl von Mitgliedern vertreten, die in ihrer Gesamtheit über die Mehrheit der Stimmen 
verfügten. Es sei daher sehr wohl möglich, dem Antrage des Stahlhelm zu entsprechen, vorausge
setzt, daß die Reichsregierung der Sache wohlwollend gegenübersteht.
Auf Empfehlung des Reichsministers des Innern sprach sich das Reichskabinett für eine Unterstüt
zung des Wunsches des Stahlhelms aus. Dem Stahlhelm soll daher anheimgestellt werden, sich an 
den Aufsichtsrat der Flughafengesellschaft zu wenden. Auf die Aufsichtsratsmitglieder des Reichs, 
Preußens und der Stadt Berlin solle in dem Sinne eingewirkt werden, daß sie den Antrag des Stahl
helms genehmigen 24.

7. Personalsache, Generalkonsul Schlesinger. […] 25

21 Vgl. Dok.  Nr.  100, P. 3.
22 Ein solches Verbot wurde von der Reichsbahn-Gesellschaft erst am 14.9.32 erlassen („Die Reichsbahn“ 1932, S. 789).
23 Das Verbot, vom RIM den Obersten Reichsbehörden durch Schreiben vom 20. 8. mitgeteilt, hatte folgenden Wortlaut: „Den 

Reichsbeamten ist verboten, außerhalb der Ausübung ihres Dienstes in Dienstkleidung an politischen Veranstaltungen teilzu
nehmen. Bestehen Zweifel darüber, ob eine Veranstaltung politisch ist, so ist die Entscheidung des Dienstvorgesetzten einzu
holen.“ (R 43-I/2557, Bl. 41; s. a. RMinBl. 1932, S. 501). – Zum entspr. Vorgehen der PrStReg. s. Dok.  Nr.  119, P. 1.

24 Vgl. oben Anm.   8.
25 Betrifft Gewährung einer außertariflichen Vergütung an Schlesinger für seine Angestelltentätigkeit im AA. Aktenmaterial hierzu 

in R 43-I/907.
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Zitierhinweis

Nr. 104 Ministerbesprechung vom 15. August 1932, 16.30 Uhr in: Akten der Reichskanzlei. Das 
Kabinett von Papen, bearb. von Karl-Heinz Minuth, 1988, S. 398–407 (Digitale Fassung, hrsg. von 
dem Präsidenten und dem Sekretar der Historischen Kommission bei der Bayerischen Akademie 
der Wissenschaften und von Michael Hollmann für das Bundesarchiv).
https://aktenreichskanzlei.bundesarchiv.de/dokumente/vpa-D104
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